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Wichtige neue Entscheidung 

 
Versammlungsrecht: „Delegation“ von 50 Teilnehmern eines Sternmarsches als Ver-
sammlung innerhalb des Sicherheitsbereichs für den G7-Gipfel 2022 
 
§ 80 Abs. 5 VwGO, Art. 8 GG, Art. 15 Abs. 1 BayVersG 
 
G7-Gipfel 2022 
Versammlung innerhalb des „Sicherheitsbereichs 1“ 
Stationäre Kundgebung von 50 Teilnehmern („Delegation“) 
Aufstellfläche innerhalb des „Sicherheitsbereichs 1“ 
Konzentrationswirkung des Art. 15 Abs. 1 BayVersG 
Gefahrenprognose 
Beachtungserfolg 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 26.06.2022, Az. 10 CS 22.1506 
 
 

 

Orientierungssätze der LAB: 

1. Die Teilnahme an einem Kooperationsgespräch führt nicht zu einem Rechts(mit-

tel)verzicht bezüglich angekündigter Beschränkungen, denen im Gespräch nicht 

widersprochen wurde. 
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2. Es ist nicht Aufgabe der Gerichte im Eilrechtsschutzverfahren, innerhalb kürzester 

Zeit sämtliche denkbaren alternativen Aufstellorte einer Versammlung zu prüfen. 

 

3. Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit schützt auch das Interesse des Veran-

stalters, gerade durch eine möglichst große Nähe zu dem symbolhaltigen Ort, hier 

des G7-Gipfels auf Schloss Elmau, einen Beachtungserfolg nach seinen Vorstel-

lungen zu erzielen.  

 

Davon systematisch zu trennen ist die Frage, ob sich dieses Selbstbestimmungs-

recht des Veranstalters und sein Interesse, mit der Aufstellfläche der stationären 

Kundgebung noch näher als im streitbefangenen Bescheid gestattet an den G7-

Tagungsort Schloss Elmau heranzurücken, gegenüber den gegenläufigen Sicher-

heitsinteressen durchsetzen kann.  

 

4. Die Wahl eines Veranstaltungsortes für eine staatliche Veranstaltung als solche 

tangiert das Recht auf Versammlungsfreiheit nicht. Ob davon ausgehend dem An-

liegen der effektiven Durchführbarkeit von Demonstrationen Rechnung getragen 

werden kann, spielt für die Angemessenheit einer versammlungsrechtlichen Be-

schränkung keine Rolle.  

 

5. Der Pflicht der Versammlungsbehörde zur Kooperation entspricht auf Veranstalter-

seite die Obliegenheit zur Kooperation.  

 

 

Hinweise: 

Vom 26. – 28.06.2022 hat auf Schloss Elmau im Landkreis Garmisch-Partenkirchen 

der G7-Gipfel stattgefunden. Bereits bei der ersten Durchführung des G7-Gipfels im 

Jahr 2015 war die Verwaltungsgerichtsgerichtsbarkeit mit Eilverfahren des Protest-

bündnisses „Stop G7 Elmau“ befasst. Damals wie heute hatte dieser Veranstalter 

Sternmärsche gegen den G7-Gipfel ausgerichtet, die in unmittelbarer Nähe des Ta-

gungsortes Schloss Elmau mit Kundgebungen vor Ort enden sollten. Für diesen Be-

reich (sowie einen weiteren Umgriff) war jedoch durch das Landratsamt Garmisch-

Partenkirchen jeweils per Allgemeinverfügung ein Sicherheitsbereich mit einem 

grundsätzlichen Betretungsverbot eingerichtet worden.  
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Anders als im Jahr 2015 (siehe dazu VG München, Beschluss vom 05.06.2015, 

Az. M 7 S 15.2222, juris; BayVGH, Beschluss vom 06.06.2015, Az. 10 CS 15.1210, 

juris; vgl. dazu auch die „Wichtige neue Entscheidung“ vom 19.06.2015) hat beim 

diesjährigen G7-Gipfel der Veranstalter von der Versammlungsbehörde gefordert, zu-

mindest von einer „Delegationslösung“ Gebrauch machen zu können, wie sie 2015 

vom Verwaltungsgericht München (VG) vorgesehen, vom Veranstalter damals aber 

abgelehnt worden war; die eigenen Vorbehalte dagegen würden dieses Mal zurück-

gestellt. Demnach sollte einer Anzahl von bis zu 50 Versammlungsteilnehmern ge-

stattet werden, sich in Hör- und Sichtweite des Schlosses Elmau, aber außerhalb des 

inneren „Sicherheitsbereichs 1“, auf einer ihnen zugewiesenen Fläche aufzuhalten 

und dort Transparente zu zeigen und Sprechchöre (auch mit Hilfe von Handmega-

phonen) anzustimmen. Nachdem eine solche Lösung aus Sicht der Versammlungs-

behörde – einschließlich der Festlegung einer Versammlungsfläche – einvernehmlich 

vereinbart worden war, hat der Veranstalter dennoch einen Eilantrag beim VG ge-

stellt, um eine Versammlungsfläche 200 m näher zum Tagungsort Schloss Elmau 

und damit in der aus seiner Sicht nötigen Sicht- und Hörweite zum G7-Gipfel zu er-

halten.  

 

Das VG hat diesen Eilantrag mit Beschluss vom 26.06.2022 (Az. M 33 S 22.3218) 

vollständig abgelehnt, u.a. selbständig tragend mit der Erwägung, die angestrebte 

Versammlungsfläche läge im Privateigentum und stehe daher mangels Zustimmung 

des Grundeigentümers für die Versammlung nicht zur Verfügung. Die Beschwerde 

des Veranstalters, in der dieser nunmehr u.a. eine weitere Fläche ansprach und zu-

dem vertrat, es sei dem Gericht ohnehin unbenommen, selbst einen geeigneten Auf-

stellort festzulegen, hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) mit dem 

hier besprochenen Beschluss vom selben Tag (Az. 10 CS 22.1506) zurückgewiesen. 

Die streitgegenständliche Beschränkung auf die hier inmitten stehende Versamm-

lungsfläche werde sich aller Voraussicht nach im Hauptsacheverfahren als rechtmä-

ßig erweisen. Den noch in der Nacht des 26.06.2022 gestellten Antrag auf Erlass ei-

ner einstweiligen Anordnung hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) mit ein-

stimmigem Beschluss vom 27.06.2022 (Az. 1 BvQ 45/22) abgelehnt. Es sei vor dem 

Hintergrund der im Beschluss näher ausgeführten Gefahrenprognose (vgl. dazu auch 
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noch unten) „nicht angezeigt, im Wege der einstweiligen Anordnung um den Preis ei-

ner weiteren Verschärfung der Sicherheitslage eine noch größere Nähe zum Veran-

staltungsort innerhalb des Hochsicherheitsbereichs zu ermöglichen“. Der Schwer-

punkt dieser Entscheidung liegt auf der Darlegungslast des Beschwerdeführers und 

der auch aus der Sicht des BVerfG ausreichend unterfütterten Gefahrenprognose im 

Einzelfall; weiterführende dogmatische Einordnungen, die über Bestehendes hinaus-

führen, sind nicht erkennbar. 

 

Aus dem Beschluss des BayVGH vom 26.06.2022 sind hingegen folgende Gesichts-

punkte hervorzuheben:  

 

Prozessuales:  

In den Randnummern 17 – 21 klärt der BayVGH zunächst das Begehren des Antrag-

stellers und damit den Streitgegenstand, die Frage der Beschwer und des Rechts-

schutzbedürfnisses sowie die Frage, ob eine (grundsätzlich unzulässige) Antragsän-

derung im Beschwerdeverfahren vorliegt, was verneint wird.  

 

Die Versammlungsbehörde hatte dem Eilantrag ein Fehlen des Rechtsschutzbedürf-

nisses entgegengehalten, nachdem der Antragsteller im Rahmen der insgesamt um-

fänglichen Kooperation der mündlichen Ablehnung einer noch näher am Tagungsort 

Schloss Elmau gelegenen Versammlungsfläche durch die Versammlungsbehörde 

zunächst nicht widersprochen hatte. Als Reaktion auf die zutreffenden Ausführungen 

des VG (BA Rn. 22), dass das Selbstbestimmungsrecht über den Ort der Versamm-

lung keinen Anspruch darauf vermittelt, fremdes Grundeigentum nach Belieben in 

Anspruch zu nehmen und daher die angestrebte landwirtschaftlich genutzte Wiese 

für ihn mangels Zustimmung des Grundeigentümers nicht zugänglich ist, hat der An-

tragsteller zudem erstmals im Beschwerdeverfahren eine weitere (Straßen-)Fläche 

als Versammlungsort inmitten gestellt und zusätzlich seine Auffassung kundgetan, 

dem BayVGH sei es ohnehin unbenommen, einen geeigneten Aufstellungsort selbst 

festzulegen.  

 

Der BayVGH sieht das Begehren des Antragstellers bei verständiger Würdigung 

(§ 88 VwGO) darin, mit der Delegation in einer geringeren Entfernung zum Tagungs-

ort demonstrieren zu können, als im Bescheid festgesetzt; mithin sei von seiner Seite 
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bislang gar keine weitergehende/abschließende Konkretisierung des gewünschten 

Versammlungsortes erfolgt. Der Veranstalter sei daher zum einen durch die streitge-

genständliche Festsetzung der Versammlungsfläche beschwert und es liege im blo-

ßen Schweigen auf die mündliche Ablehnung seiner Bitte um Verlegung des Ver-

sammlungsortes entgegen der behördlichen Auffassung auch kein Rechts(mittel)ver-

zicht (Rn. 19; vgl. zu den Folgen des insoweit auch vom BayVGH angenommenen 

Verstoßes gegen die Obliegenheit zur Kooperation allerdings noch unten). Zum an-

deren ergebe sich aus der mit der Beschwerdebegründung eingeführten Fläche folg-

lich auch keine unzulässige Antragsänderung (Rn. 18, 20). Gleichwohl könne es auf 

der anderen Seite auch nicht Aufgabe des Senats sein, innerhalb des kurzen Zeit-

fensters für das hiesige Beschwerdeverfahren eine Gefahrenprognose für alle sonsti-

gen, denkbaren Aufstellorte in Hör- und Sichtweite zum Tagungshotel selbstständig 

zu erstellen, um ggf. eine möglicherweise ganz andere Fläche zuzuweisen. Daher 

bleibe die Prüfung im Beschwerdeverfahren auf die im Eil- und Beschwerdeverfahren 

vom Antragsteller benannten Flächen beschränkt (Rn. 21).   

 

Materielle Fragen: 

Der BayVGH bewertet die streitgegenständliche Festsetzung des Versammlungsor-

tes, in der eine Beschränkung der Versammlungsfreiheit liegt, weil die Fläche eine 

geringere Sicht- und Hörweite vom Tagungsort Schloss Elmau aufweist, als vom Ver-

anstalter angestrebt, als rechtmäßig.  

 

Dazu geht der BayVGH von der ständigen Rechtsprechung des BVerfG aus, wonach 

das Grundrecht der Versammlungsfreiheit auch das Selbstbestimmungsrecht des 

Veranstalters über die Durchführung der Versammlung, also insbesondere über Zeit-

punkt und Ort sowie die Vorkehrungen zur Erreichung der beabsichtigten Wirkungen 

umfasst (vgl. z.B. BVerfG, Beschluss vom 06.06.2007, Az. 1 BvR 1423/07, juris Rn. 

23; Beschluss vom 20.12.2012, Az. 1 BvR 2794/10, juris Rn. 16). Art. 8 Abs. 1 GG 

schütze daher auch die Absicht bzw. das Interesse des Veranstalters, gerade durch 

eine möglichst große Nähe zu dem symbolhaltigen Ort, hier des G7-Gipfels auf 

Schloss Elmau, einen Beachtungserfolg nach seinen Vorstellungen zu erzielen 

(Rn. 26).  

 



- 6 - 
 

Davon systematisch zu trennen sei allerdings die Frage, ob sich dieses Selbstbestim-

mungsrecht des Veranstalters und sein Interesse, mit der Aufstellfläche der stationä-

ren Kundgebung noch näher als ihm mit dem streitbefangenen Bescheid zugewiesen 

an den G7-Tagungsort Schloss Elmau heranzurücken, gegenüber den gegenläufigen 

Sicherheitsinteressen durchsetzen könne oder im Zuge der Güter- bzw. Interessen-

abwägung zurückzutreten habe (vgl. BVerfG, Beschluss vom 06.06.2007, Az. 1 BvR 

1423/07, juris Rn. 24).  

 

Hiervon ausgehend stellt sich aus Sicht des BayVGH die streitgegenständliche Fest-

setzung des Versammlungsortes als rechtmäßige Beschränkung der Versammlungs-

freiheit auf der Grundlage von Art. 15 Abs. 1 BayVersG dar. 

 

Der Senat bewertet dabei die Allgemeinverfügung des LRA Garmisch-Partenkirchen 

vom 13.06.2022, mit der in der Zeit vom 19. - 28.06.2022 ein Sicherheitsbereich im 

Umgriff des Tagungsortes Schloss Elmau mit einem grundsätzlichen Betretungsver-

bot festgesetzt wurde, nicht als „quasi vorweggenommenes versammlungsrechtli-

ches Verbot oder versammlungsrechtliche Beschränkung möglicher Versammlung-

sorte“, so dass die Allgemeinverfügung auch nicht parallel mit Rechtsbehelfen hätte 

angegriffen werden müssen (Rn. 28). Aus Sicht der Landesanwaltschaft spricht dem-

gegenüber manches dafür, dass durch die Allgemeinverfügung der gesamte von ihr 

erfasste Bereich zu einem Ort wird, an dem für den genannten Zeitraum ein „allge-

meiner öffentlicher Verkehr“ im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG (Urteil vom 

22.02.2011, Az. 1 BvR 699/06, juris Rn. 65 f.) nicht stattfindet. Um diesen Bereich 

erst wieder für Versammlungen zugänglich zu machen, bedürfte es dann einer Aus-

nahmegenehmigung nach der Allgemeinverfügung, die dort Personen mit einem „be-

sonderen berechtigten Interesse“ erteilt werden kann. Dieses Interesse dürfte bei ei-

ner an Art. 8 Abs. 1 GG orientierten Auslegung der Allgemeinverfügung auch mit 

dem Interesse an der Durchführung einer Versammlung im eingerichteten Sicher-

heitsbereich begründet werden können. Daher sieht der streitgegenständliche Be-

scheid die „personengebundene Betretungserlaubnis für den Sicherheitsbereich 

nach Buchstabe c der Allgemeinverfügung des Landratsamtes Garmisch-Partenkir-

chen vom 13. Juni 2022 (Amtsblatt Nr. 23 B/2022 vom 15. Juni 2022)“ aufgrund der 

Konzentrationswirkung des Art. 15 Abs. 1 BayVersG als „in diesem Bescheid enthal-

ten“ an. 
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Zur Gefahrenprognose: Angesichts der überragenden Bedeutung der Schutzgüter 

des Lebens und der Gesundheit der Gipfelteilnehmer, sonstiger Personen aber auch 

der Versammlungsteilnehmer selbst (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG), würde nach Auffas-

sung des Senats bereits die bloße Anwesenheit der nicht in die Sicherheits-, Notfall 

und Evakuierungskonzepte eingewiesenen Versammlungsteilnehmer im „Sicher-

heitsbereich 1“ eine hinreichend konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung darstellen, selbst wenn von der Versammlung keine weiteren versamm-

lungstypischen Gefahren ausgehen würden, denn mit zunehmendem Ausmaß des 

möglichen Schadens genüge nach allgemeinen sicherheitsrechtlichen Grundsätzen 

ein abgesenkter Grad der Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts (vgl. Rn. 35 

m.w.N.).  

 

Der Senat geht im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung (Rn. 37 f.) sodann aus-

führlich auf die Sicht- und Hörweite für die Versammlung zum Tagungsort Schloss El-

mau ein, die aus Sicht des Veranstalters für den angestrebten Beachtungserfolg 

zentral war, sieht beides allerdings mit geringen Abstrichen auch beim festgesetzten 

Versammlungsort als ausreichend gegeben an. Daher sei die Beeinträchtigung der 

Versammlung insgesamt als eher gering einzustufen (Rn. 45), während die Gefahren 

für die genannten hohen und höchsten Schutzgüter schwer wögen (Rn. 46) und da-

her das Grundrecht der Versammlungsfreiheit zurücktreten müsse.  

 

Aus Sicht der Landesanwaltschaft hervorzuheben ist die deutliche Aussage des Se-

nats, die Wahl eines Veranstaltungsortes für eine staatliche Veranstaltung als solche 

tangiere das Recht auf Versammlungsfreiheit nicht (Rn. 44). Ob ausgehend von die-

sem Veranstaltungsort dem Anliegen der effektiven Durchführbarkeit von Demonstra-

tionen Rechnung getragen werden kann oder nicht, spielt für die Angemessenheit ei-

ner versammlungsrechtlichen Beschränkung zutreffend keine Rolle. 

 

Diese Klarstellung ist zu begrüßen, denn der Veranstalter hatte sich im Verfahren im 

Kern das Recht zugeschrieben, sein Selbstbestimmungsrecht über u.a. den Ver-

sammlungsort mehr oder weniger absolut gegen jedweden sonstigen Belang durch-

setzen zu können, ungeachtet erforderlicher Einschränkungen, die bezüglich Gefah-

ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung bzw. hinsichtlich eines Zutrittsrechts zu 
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privaten Flächen bereits in der Rechtsprechung des BVerfG aus dem Jahre 2007 

zum G8-Gipfel in Heiligendamm angelegt waren (s.o.).  

 

Von Bedeutung erscheint schließlich der Hinweis des Senats auf die Rechtsfolgen 

eines Verstoßes gegen die Obliegenheit des Veranstalters zur Kooperation, die die-

ser offenkundig in einem Einfluss auf die Rechtsgüterabwägung sieht (Rn. 48). Der 

Senat liegt damit aus Sicht der Landesanwaltschaft auf einer Linie mit der Rechtspre-

chung des BVerfG (vgl. Beschluss vom 26.01.2001, Az. 1 BvQ 8/01, juris 15), ohne 

dass damit aber geklärt würde, mit welchem Gewicht eine solche punktuelle Verwei-

gerung der Kooperation zu Ungunsten des Veranstalters in die Abwägung einzustel-

len wäre.  

 

 

 

Höfler 
Oberlandesanwalt 



10 CS 22.1506 

M 33 S 22.3218 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

***** ********, 

**********. **, ***** *******, 

 - ************* - 

 

**************: 

************* ******** & ********, 

***********. ***, ***** *******, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

wegen 

 

versammlungsrechtlicher Beschränkung 

(Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO); 

hier: Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Bayerischen Verwal-

tungsgerichts München vom 26. Juni 2022, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 10. Senat, 

durch den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichtshofs Senftl, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Singer, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Dr. Wiedmann 

 



- 2 - 

 

 

ohne mündliche Verhandlung am 26. Juni 2022 

folgenden 

Beschluss: 

 

 I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 II. Der Kosten des Beschwerdeverfahrens trägt der Antragsteller. 

 

 III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 5.000,- Euro 

festgesetzt.  

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Mit seiner Beschwerde verfolgt der Antragsteller seinen Antrag auf Anordnung der auf-

schiebenden Wirkung der Klage gegen eine versammlungsrechtliche räumliche Be-

schränkung hinsichtlich einer Versammlung in unmittelbarer Nähe zum Schloss Elmau 

anlässlich des dort stattfindenden G7-Gipfels, weiter.  

 

Der Antragsteller zeigte mit E-Mail vom 17. Mai 2022, abgeändert bzw. konkretisiert 

durch weitere E-Mails, zuletzt am 22. Juni 2022, und in mehreren in dieser Zeit statt-

findenden Kooperationsgesprächen eine als „Sternmarsch“ bezeichnete öffentliche 

Versammlung (Motto: „Stop G7 Elmau“) gegenüber der Versammlungsbehörde an.  

 

Durch eine auf Art. 7 Abs. 2 Nr. 1 und 3 LStVG gestützte Allgemeinverfügung vom 13. 

Juni 2022 richtete der Antragsgegner im Umgriff des Schlosses Elmau, in welchem 

vom 26. bis 28. Juni 2022 der G7-Gipfel stattfindet, sowie jeweils seitlich entlang der 

nach Elmau führenden Mautstraße ab der Mautstelle in der Zeit vom 19. bis 28. Juni 

2022 einen Sicherheitsbereich ein, zu dem nur die am G7-Gipfel teilnehmenden Gäste 

und deren Begleitpersonen Zutritt erhalten. Personen, die ein besonderes berechtigtes 

Interesse am Betreten des Sicherheitsbereichs nachweisen, können auf Antrag eine 

Betretungserlaubnis erhalten, wenn keine Belange der öffentlichen Sicherheit und Ord-

nung entgegenstehen.  

 

1 

2 

3 
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Innerhalb des durch die genannte Allgemeinverfügung ausgewiesenen Sicherheitsbe-

reichs wurde um Schloss Elmau – dem Veranstaltungsort – ein engerer, aber rechtlich 

nicht verfasster „Sicherheitsbereich 1“ (auch: „S1“ oder „Hochsicherheitsbereich“) ein-

gerichtet.  

 

Im Rahmen der Kooperationsgespräche wurde dem Antragsteller der Vorschlag un-

terbreitet, eine Delegation von 50 namentlich angemeldeten Versammlungsteilneh-

mern durch die Polizei mit Bussen an einen Versammlungsort innerhalb der durch die 

Allgemeinverfügung vom 13. Juni 2022 bestimmten Sicherheitszone kurz vor dem be-

sonders sensiblen Hochsicherheitsbereiches um Schloss Elmau zu bringen. Mit E-Mail 

vom 17. Juni 2022 erklärte sich der Antragsteller damit einverstanden, bat aber darum, 

die Aufstellungsfläche, Richtung Schloss Elmau, in die nächstgelegene Straßengabe-

lung zu verschieben. Zudem solle einzelnen Personen Zugang zum Presseinformati-

onszentrum ermöglicht werden.  

 

In einem Telefonat am 19. Juni 2022 wurde dem Veranstalter von Seiten der Ver-

sammlungsbehörde dargelegt, dass eine Verlegung der Versammlungsörtlichkeit nicht 

möglich sei, da sich dieser Bereich im besonders sensiblen Hochsicherheitsbereich 

rund um den Tagungsort befinde. Ein Zugang von einzelnen Teilnehmern der Ver-

sammlung zum Presseinformationszentrum sei zudem nicht möglich, da auch dieses 

in dem genannten Bereich liege. Pressevertreter aus dem Presseinformationszentrum 

könnten jedoch bei Interesse grundsätzlich zum Versammlungsort kommen. Nach der 

Darstellung des Antragsgegners erhob der Antragsteller hiergegen keine Einwände. 

 

Mit Bescheid vom 25. Juni 2022 „beschränkte“ der Antragsgegner unter anderem die 

als „Route 4“ bezeichnete „stationäre Kundgebung einer Delegation im Sicherheitsbe-

reich (14:00 Uhr bis 15:30 Uhr)“. Der Versammlung wurde eine durch eine Karte näher 

beschriebene Aufstellungsfläche im Sicherheitsbereich, aber außerhalb des Sicher-

heitsbereichs 1 zugewiesen, eine sich fortbewegende Versammlung untersagt (Nr. A. 

1. c.). Unter Nr. A. 3. c. des Bescheids („Besondere Beschränkungen“, Route 4) wur-

den für diese „stationäre Kundgebung“ ein Ordnerschlüssel, ein Verbot von Mitführen 

bestimmter Gegenstände, eine Begrenzung der Teilnehmerzahl auf 50 Personen, die 

Verpflichtung zur vorherigen Durchsuchung und Angabe der Personalien der Teilneh-

mer sowie der Transport der Delegation innerhalb des Sicherheitsbereichs durch Kraft-

fahrzeuge und Kräfte der Polizei geregelt.  

 

4 

5 

6 

7 
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Gegen die Festsetzung des Versammlungsortes in Nr. A. 1. c. des Beschränkungsbe-

scheids wandte sich der Antragsteller am 26. Juni 2022 mit einer Anfechtungsklage 

und dem Begehren, der Antragsgegner möge ihm eine Versammlungsfläche neben 

der Mautstraße 200m näher am Veranstaltungsort und damit innerhalb des Sicher-

heitsbereichs 1 zuweisen. Zugleich beantragte er, die aufschiebende Wirkung der 

Klage anzuordnen. Zur Begründung trug er im Wesentlichen vor, die in Nr. A. 1. c. 

getroffene Beschränkung hinsichtlich der Aufstellfläche für die „stationäre Kundge-

bung“ sei von der Rechtsordnung, insbesondere von Art. 15 Abs. 1 BayVersG, nicht 

gedeckt. Die behauptete konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

sei vorliegend nicht gegeben bzw. nicht ausreichend dargelegt. Darüber hinaus be-

finde sich der im Bescheid festgelegte Versammlungsort nicht in Hör- und Sichtweite 

der Tagungsteilnehmer. Unter Berücksichtigung der erlaubten Lautstärke für Verstär-

keranlagen würden die Versammlungsteilnehmer am 520 Meter davon entfernten Ta-

gungsort akustisch nicht wahrgenommen werden. Schließlich sei auch die erforderli-

che Abwägung im Einzelfall fehlerhaft erfolgt bzw. quasi nicht vorgenommen worden.  

 

Mit Beschluss vom 26. Juni 2022 lehnte das Verwaltungsgericht den Antrag ab. Er sei 

schon unbegründet, weil der Antragsteller keinen auf das Versammlungsgrundrecht 

gemäß Art. 8 Abs. 1 GG gegründeten Anspruch auf eine bestimmte Art der Durchfüh-

rung einer stationären Kundgebung innerhalb des Sicherheitsbereiches um das 

Schloss Elmau und damit auch nicht auf die Zuweisung einer bestimmten, von den 

Vorgaben des streitgegenständlichen Bescheids abweichenden Aufstellfläche habe. 

Die in der Allgemeinverfügung zugrundeliegende Gefahrenprognose trage einen Aus-

schluss selbst einer stationären Kundgebung einer Delegation mit maximal 50 Teil-

nehmern während der Durchführung der Gipfelgespräche. Der Gefahreneinschätzung 

des Antragsgegners habe der Antragsteller keine durchgreifenden Einwände entge-

gengesetzt. Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus der Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts zum G8-Gipfel in Heiligendamm. Ohnehin sei die von den Be-

teiligten vorgesehen Delegationslösung mit der Versammlungsfreiheit nicht in Einklang 

zu bringen. „Selbstständig tragend“ werde sich die in der Hauptsache erhobene An-

fechtungsklage auch deshalb voraussichtlich als erfolglos erweisen, weil für die Fläche 

neben der Mautstraße keine rechtliche Verfügungsbefugnis bestehe und eine Zustim-

mung des Grundeigentümers nicht vorgetragen oder sonst ersichtlich sei. Schließlich 

seien auch keine Ermessensfehler hinsichtlich der dem Antragsteller zugewiesenen 

Ausweichfläche erkennbar. Die Kammer komme zu der Einschätzung, dass dem An-

liegen des Antragstellers, in Hör- und Sichtweite des Tagungsortes dem Protest gegen 
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den Gipfel Ausdruck geben zu können, im weitestmöglichen Umfang Rechnung getra-

gen worden sei.  

 

Hiergegen richtet sich der Antragssteller mit seiner Beschwerde vom 26. Juni 2022. 

Das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit schütze das Interesse des Veranstalters, 

einen Beachtungserfolg nach seinen Vorstellungen zu erzielen, also gerade auch 

durch eine möglichst große Nähe zu dem symbolhaltigen Ort. Vorliegend verweigere 

der Antragsgegner eine Versammlung im Sicherheitsbereich 1. Damit sei der Beach-

tungserfolg verwehrt, da sich der zugewiesene Aufstellungsort nicht in Hör- und Sicht-

weite des Tagungsorts befinde. Dieses Interesse der Versammlungsteilnehmer müsse 

auch nicht im Zuge einer Güterabwägung zurücktreten. Die behauptete Gefahr für die 

öffentliche Sicherheit und Ordnung sei bei einer Festsetzung der Versammlung bei-

spielsweise auf dem öffentlichen Weg, der, von Osten auf der Mautstraße Richtung 

Schloss kommend, rechts von der Mautstraße abzweige, nicht gegeben. Insbesondere 

habe der Antragsgegner nicht dargelegt, warum eine Entfernung von 300 Metern des 

möglichen Versammlungsortes zum Schloss Elmau nicht ausreichend sei, um im Not-

fall ausreichend schnell eingreifen zu können. Insbesondere könnte auf diesem Weg 

die Mautstraße als Rettungsweg offengehalten werden. Der Antragsteller plane eine 

friedliche Veranstaltung. Es lägen keinerlei hinreichend konkreten Anhaltspunkte dafür 

vor, die für einen gewalttätigen Verlauf auch gegen dessen Willen sprächen. Die De-

legation sei entgegen der Auffassung des Verwaltungsgerichts eine Versammlung im 

Sinne des Art. 8 Abs. 1 GG. Der vom Antragsgegner festgelegte Aufstellungsort be-

finde sich nicht in Hör- und Sichtweite zum Tagungsort. Aus dem im Rahmen der An-

tragserwiderung als Anlage 1 vom Beschwerdegegner vorgelegten Bild ergebe sich 

gerade, dass keine Sichtweite bestehe. Allein aufgrund der Entfernung lasse sich das 

Schloss Elmau kaum als dieses erkennen. Zudem sei die Sicht auf das Schloss Elmau 

durch Fahrzeuge und Bäume erheblich eingeschränkt. Dem Gericht sei es unbenom-

men, einen geeigneten Aufstellungsort selbst festzulegen. Es werde darauf hingewie-

sen, dass auch auf dem öffentlichen Weg, der, von Osten auf der Mautstraße Richtung 

Schloss kommend, rechts von der Mautstraße abzweige bzw. in diese münde, einen 

geeigneten Aufstellungsort darstelle. Naturschutzrechtliche und eigentumsrechtliche 

Probleme ergäben sich dort nicht. 

 

Einen konkreten Antrag hat der Antragsteller im Beschwerdeverfahren nicht gestellt. 

 

Der Antragsgegner tritt der Beschwerde entgegen und beantragt: 
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Die Beschwerde wird zurückgewiesen.  

 

Der Beschwerde enthalte mit der Anregung, eine wieder andere Aufstellungsfläche 

zuzuweisen, eine unzulässige Antragsänderung. Ausgehend vom Prüfungsgegen-

stand des erstinstanzlichen Eilverfahrens habe das Verwaltungsgericht den Eilantrag 

zu Recht abgelehnt. Bei Durchführung der Versammlung im Sicherheitsbereich ohne 

jegliche Beschränkungen, insbesondere ohne Zuweisung eines Versammlungsortes, 

drohten unmittelbare Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbeson-

dere für die sichere Durchführung des G7-Gipfeltreffens als einer Veranstaltung des 

Staates sowie für das Leben und die körperliche Unversehrtheit der Staatsgäste des 

G7-Gipfeltreffens. In Bezug auf die konkrete Versammlung werde auf die Bescheids-

begründung sowie die Antragserwiderung in erster Instanz verwiesen. Gerade aus der 

vorgelegten Gefährdungseinschätzung des Bundeskriminalamtes gehe hervor, dass 

eine Versammlung dort nicht hinzunehmende Auswirkungen auf Rettungs-, Evakuie-

rungs- und Protokollverkehr hätte. Der Antragsteller stelle diese Gefahrenprognose 

nicht substantiiert in Frage. Die Beschränkung erweise sich insofern auch als verhält-

nismäßig. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird Bezug genommen auf den Inhalt der Gerichts-

akte. 

 

II. 

 

Die zulässige Beschwerde ist unbegründet. Die vom Antragsteller in der Beschwer-

debegründung dargelegten Gründe, die der Verwaltungsgerichtshof nach § 146 Abs. 4 

Satz 6 VwGO allein zu prüfen hat, rechtfertigen nicht die Abänderung des angefoch-

tenen Beschlusses des Verwaltungsgerichts. Der Antrag des Antragstellers erweist 

sich als zulässig, aber unbegründet. Jedenfalls im Ergebnis hat das Verwaltungsge-

richt den Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO daher zu Recht abgelehnt.  

 

1. Entgegen der Auffassung des Antragsgegners in der Antragserwiderung vor dem 

Verwaltungsgericht ist der Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO zulässig, insbesondere hat 

der Antragsteller ein entsprechendes Rechtsschutzbedürfnis.  
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Trotz der bisweilen einschränkenden Formulierungen im Hinblick auf konkret be-

stimmte Aufstellflächen ist erkennbares Begehren des Antragstellers unter Berück-

sichtigung des gesamten bisherigen Verfahrens (§ 88 VwGO), mit der angezeigten 

Delegation von 50 Personen innerhalb der Hör- und Sichtweite zum Hotel zu demonst-

rieren, mithin – nach seiner Vorstellung – jedenfalls in einer um ca. 200m geringeren 

Entfernung als im streitgegenständlichen Bescheid zugewiesen. Der Antragsteller ist 

somit durch die streitgegenständliche Festsetzung der Versammlungsfläche be-

schwert.  

 

Der Senat kann auch nicht erkennen, dass der Antragsteller sich mit dieser Beschrän-

kung vorab im Sinne eines Rechts(mittel)verzichts einverstanden erklärt hätte. Zwar 

hat er nach Darstellung des Antragsgegners gegen die mündliche Ablehnung seines 

Wunsches, die Versammlungsfläche 200m näher an den Tagungsort zu verlegen, im 

Telefonat vom 19. Juni 2022 „Einwände (…) nicht erhoben“. Daraus folgt jedoch nicht, 

dass der Antragsteller eine mögliche Verletzung in eigenen Rechten (§ 42 Abs. 2 

VwGO analog) und/oder ein Rechtsschutzbedürfnis nicht mehr geltend machen 

könnte. Denn auch wenn die Vorgehensweise des Antragstellers angesichts der aus-

führlichen und langandauernden Kooperationsgespräche überraschend erscheinen 

mag, kann aus dem bloßen Schweigen auf die mündliche Ablehnung seiner Bitte um 

Verlegung des Versammlungsortes weder auf eine weitergehende Konkretisierung 

des Versammlungsortes noch auf einen Grundrechtsverzicht geschlossen werden.  

 

Ging es dem Antragsteller bei verständiger Würdigung seines Begehrens (s.o.) von 

Anfang an nicht darum, dass ihm eine ganz bestimmte Fläche auf oder an der Maut-

straße oder einem anderen Weg zugewiesen wird, ist – entgegen der Beschwerde-

erwiderung des Antragsgegners – auch nicht davon auszugehen, dass es sich bei dem 

Hinweis in der Beschwerdebegründung auf den in die Mautstraße von Norden her ein-

mündenden Weg ca. 200m südwestlich der festgesetzten Aufstellungsfläche als mög-

liche Aufstellungsfläche um eine im Beschwerdeverfahren unzulässige Antragsände-

rung (vgl. etwa BayVGH, B.v. 28.11.2019 – 10 CE 19.2234 – juris Rn. 8) handelt. 

 

Umgekehrt ist es aufgrund der nur eingeschränkten Erkenntnismöglichkeiten im Eil-

rechtschutzverfahren auch unter Berücksichtigung von Art. 19 Abs. 4 GG i.V.m. mit 

Art. 8 Abs. 1 GG nicht Aufgabe des Senats, innerhalb kürzester Zeit eine Gefahren-

prognose für alle denkbaren Aufstellorte in Hör- und Sichtweite zum Tagungshotel 
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selbständig anzustellen, um dem Antragsteller eine möglicherweise ganz andere Auf-

stellfläche zuzuweisen. Der Senat kann und muss seine Prüfung daher auf den von 

den Beteiligten bisher ins Auge gefassten Bereich auf oder unmittelbar neben der We-

gegabelung ca. 200m südwestlich des festgesetzten Bereiches beschränken.  

 

2. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage ist jedoch unbe-

gründet.  

 

Gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag die 

aufschiebende Wirkung der Klage anordnen, wenn die Klage (vgl. Art. 25 BayVersG) 

keine aufschiebende Wirkung hat. Der Verwaltungsgerichtshof hat bei seiner Entschei-

dung eine originäre Interessenabwägung auf der Grundlage der sich im Zeitpunkt sei-

ner Entscheidung darstellenden Sach- und Rechtslage darüber zu treffen, ob die Inte-

ressen, die für die Anordnung der aufschiebenden Wirkung streiten, oder diejenigen, 

die für einen sofortigen Vollzug des angefochtenen Verwaltungsakts sprechen, über-

wiegen. Dabei sind die Erfolgsaussichten der Klage im Hauptsacheverfahren wesent-

lich zu berücksichtigen, soweit sie bereits überschaubar sind. Nach allgemeiner Mei-

nung besteht an der Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung einer voraussicht-

lich aussichtslosen Klage kein überwiegendes Interesse. Wird dagegen der in der 

Hauptsache erhobene Rechtsbehelf bei der im einstweiligen Rechtsschutzverfahren 

nur möglichen summarischen Prüfung voraussichtlich erfolgreich sein (weil er zulässig 

und begründet ist), so wird regelmäßig nur die Wiederherstellung der aufschiebenden 

Wirkung in Betracht kommen. 

 

Gemessen daran überwiegt bei der erforderlichen Abwägung das öffentliche Vollzug-

sinteresses das Suspensivinteresse des Antragstellers, denn die streitgegenständli-

che Beschränkung in Nr. A. 1. c. des Bescheids des Antragsgegners vom 25. Juni 

2022 wird sich im Hauptsacheverfahren aller Voraussicht nach als rechtmäßig erwei-

sen.  

 

a) Der die angefochtene Entscheidung tragenden Rechtsauffassung des Verwaltungs-

gerichts, der Eilantrag des Antragstellers sei schon deshalb unbegründet, weil er kei-

nen auf das Versammlungsgrundrecht gemäß Art. 8 Abs. 1 GG gegründeten Anspruch 

auf eine bestimmte Art der Durchführung einer stationären Kundgebung innerhalb des 

Sicherheitsbereichs um das Schloss Elmau und damit auch nicht auf die Zuweisung 
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einer bestimmten, von den Vorgaben des streitgegenständlichen Bescheids abwei-

chenden Aufstellfläche habe (vgl. BA S. 7 Rn. 16), folgt der Senat allerdings nicht.  

 

Denn dieser Begründungsansatz des Verwaltungsgerichts trägt der Bedeutung des 

Grundrechts der Versammlungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 GG) und des Selbstbestim-

mungsrechts des Veranstalters über die Durchführung der Versammlung, also insbe-

sondere über Zeitpunkt und Ort sowie die Vorkehrungen zur Erreichung der beabsich-

tigten Wirkungen (stRspr, vgl. z.B. BVerfG, B.v. 6.6.2007 – 1 BvR 1423/07 – juris 

Rn. 23; BVerfG, B.v. 20.12.2012 – 1 BvR 2794/10 – juris Rn. 16; BayVGH, zuletzt B.v. 

19.1.2022 – 10 CS 22.162 – juris Rn. 17; U.v. 8.3.2022 – 10 B 21.1694 – juris Rn. 56), 

nicht hinreichend Rechnung. Schützt das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit auch 

die Absicht bzw. das Interesse des Veranstalters, gerade durch eine möglichst große 

Nähe zu dem symbolhaltigen Ort, hier des G7-Gipfels auf Schloss Elmau, einen Be-

achtungserfolg nach seinen Vorstellungen zu erzielen (vgl. BVerfG, B.v. 6.6.2007 – 

1 BvR 1423/07 – juris Rn. 23 m.w.N.), ist bei der Prüfung der Rechtmäßigkeit einer 

räumlichen bzw. örtlichen Beschränkung dieser Versammlung verfassungsrechtlich 

davon auszugehen und verbietet sich systematisch die (wohl) die Situation einer Ver-

pflichtungsklage unterstellende (s. dazu auch BA S. 6 Rn. 14) Frage, ob 

Art. 8 Abs. 1 GG einen (Rechts-) Anspruch auf eine bestimmte Art der Durchführung 

einer Kundgebung bzw. eine bestimmte Aufstellfläche (innerhalb des Sicherheitsbe-

reichs) begründet. Der Hinweis des Verwaltungsgerichts (BA S. 10 Rn. 20) auf die 

Fraport-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. BVerfG, U.v. 22.2.2011 – 

1 BvR 699/06 – juris) führt in dem Zusammenhang ebenfalls nicht weiter. Denn das 

Rechtsschutzbegehren des Antragstellers beschränkt sich, wie oben ausgeführt, bei 

wohlverstandener Auslegung nicht allein auf die Durchführung einer Versammlung an 

einem dem allgemeinen öffentlichen Verkehr nicht eröffneten Ort (s.o.).   

 

Davon systematisch zu trennen ist die Frage, ob sich dieses Selbstbestimmungsrecht 

des Antragstellers und sein Interesse, mit der Aufstellfläche der stationären Kundge-

bung noch näher als ihm mit dem streitbefangenen Bescheid (in Nr. A. 1. c.) zugewie-

sen an den G7-Tagungsort Schloss Elmau heranzurücken, gegenüber den gegenläu-

figen Sicherheitsinteressen durchsetzen kann oder im Zuge der Güter- bzw. Interes-

senabwägung zurückzutreten hat (vgl. dazu im Folgenden). Fehl geht deshalb der wei-

tere Hinweis des Verwaltungsgerichts, mit einer uneingeschränkten Anwendung des 

Grundrechts der Versammlungsfreiheit „im Sicherheitsbereich“ wäre die von den Be-

teiligten kooperativ erarbeitete bzw. abgestimmte „Delegationslösung“ (mit vorheriger 
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Durchsuchung der Teilnehmer und gesondertem Transport zur Aufstellfläche) kaum 

vereinbar (vgl. BA S. 10 Rn. 21). Eine Delegations- bzw. Abordnungslösung von „50 

Personen in Hör- und Sichtweite zum Schloss Elmau“ war ausweislich des Bescheids 

des Antragsgegners vom 25. Juni 2022 bereits Gegenstand der mehrfach geänderten 

Versammlungsanzeige der „Route 4“ des Sternmarsches. 

 

Schließlich ist die sicherheitsrechtliche Allgemeinverfügung des Antragsgegners vom 

13. Juni 2022 mit der Einrichtung eines Sicherheitsbereichs im Umgriff des Schlosses 

Elmau in der Zeit vom 19. bis einschließlich 28. Juni 2022 ausweislich der dort ange-

geben Rechtsgrundlagen (Art. 7 Abs. 2 Nr. 1, 3 LStVG, Art. 31 Abs. 1 BayNatSchG), 

der im verfügenden Teil verwendeten Formulierung, in der das Wort „Versammlung“ 

nicht einmal erwähnt wird, sowie der Gründe der Allgemeinverfügung nicht etwa (auch) 

als quasi vorweggenommenes versammlungsrechtliches Verbot oder versammlungs-

rechtliche Beschränkung möglicher Versammlungsorte zu verstehen; die Ausführun-

gen zur „Angemessenheit unter Berücksichtigung der Versammlungsfreiheit“ auf S. 34 

und 35 der Allgemeinverfügung vom 13. Juni 2022 allein rechtfertigen ein solches Ver-

ständnis zur Überzeugung des Senats jedenfalls nicht. Von einer „Konzentrationswir-

kung des Versammlungsrechts“ für die im versammlungsrechtlichen Bescheid vom 25. 

Juni 2022 behandelten Versammlungsanzeigen des Antragstellers zum sog. Stern-

marsch geht im Übrigen auch der Antragsgegner offensichtlich aus (vgl. nur S. 58 des 

Bescheids vom 25.6.2022). Demgemäß musste der Antragsteller entgegen der vom 

Verwaltungsgericht vertretenen Auffassung (vgl. BA S. 8 Rn. 17) diese Allgemeinver-

fügung auch nicht parallel mit Rechtsbehelfen (Klage, Antrag nach § 80 Abs. 5 

Satz 1 VwGO) angreifen. 

 

b) Allerdings erweist sich die Entscheidung des Verwaltungsgerichts als im Ergebnis 

richtig, denn die streitgegenständliche Verfügung in Nr. A. 1. c. des Bescheids vom 25. 

Juni 2022 stellt sich als rechtmäßige Beschränkung der Versammlungsfreiheit des An-

tragstellers auf der Grundlage von Art. 15 Abs. 1 BayVersG dar. 

 

Nach Art. 8 Abs. 2 GG kann die Versammlungsfreiheit für Versammlungen unter 

freiem Himmel durch oder aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt werden, wobei sol-

che Beschränkungen im Lichte der grundlegenden Bedeutung des Versammlungs-

grundrechts auszulegen sind. Eingriffe in die Versammlungsfreiheit sind daher nur zum 

Schutz gleichrangiger anderer Rechtsgüter und unter strikter Wahrung der Verhältnis-
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mäßigkeit zulässig (vgl. BVerfG, B.v. 21.11.2020 – 1 BvQ 135/20 – juris Rn. 6). Rechts-

güterkollisionen ist im Rahmen versammlungsrechtlicher Verfügungen durch Auflagen 

oder Modifikationen der Durchführung der Versammlung Rechnung zu tragen (vgl. 

BVerfG, B.v. 24.10.2001 − 1 BvR 1190/90 − BVerfGE 104, 92 - juris Rn. 54, 63).  

 

Dementsprechend kann die zuständige Behörde gem. Art. 15 Abs. 1 BayVersG eine 

Versammlung verbieten oder beschränken, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der 

Verfügung erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei Durch-

führung der Versammlung unmittelbar gefährdet ist. Die öffentliche Sicherheit umfasst 

dabei die Unverletzlichkeit und den Schutz zentraler Rechtsgüter wie Leben, Gesund-

heit, Freiheit, Eigentum, Vermögen und Ehre des Einzelnen sowie die Unversehrtheit 

der Rechtsordnung und den Bestand der staatlichen Einrichtungen (BVerfG B. v. 

14.5.1985 – 1 BvR 233/81, 1 BvR 341/81 – BVerfGE 69, 315). 

 

aa) Ausgehend hiervon hat der Antragsgegner im streitgegenständlichen Bescheid 

und diesen konkretisierend in der Stellungnahme vom 26. Juni 2022 an das Verwal-

tungsgericht sowie in der Beschwerdeerwiderung nachvollziehbar begründet, dass 

eine Versammlung mit 50 Teilnehmern innerhalb des Sicherheitsbereichs 1 um 

Schloss Elmau mit einer konkreten, unmittelbaren Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung verbunden wäre.  

 

Dass der G7-Gipfel bzw. seine Teilnehmer und die für die Durchführung des Gipfels 

verantwortlichen Personen den vom Antragsgegner geschilderten grundsätzlichen Ge-

fahren für Leib und Leben ausgesetzt sind und dass die störungsfreie Durchführung 

des Gipfels als Veranstaltung des Staates (deshalb) auch zum Schutzgut der öffentli-

chen Sicherheit und Ordnung gehört, wird vom Antragssteller nicht in Frage gestellt. 

Insofern gebietet es insbesondere die staatliche Schutzpflicht aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 

in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG, geeignete und verhältnismäßige Vorsorgemaß-

nahmen zum Schutz der Gäste und anderer betroffener Personen zu treffen (BVerfG, 

B.v. 6.6.2007 – 1 BvR 1423/07 – BVerfGK 11, 298 – juris Rn. 29). Dass die Sicher-

heitsbehörden einen entsprechenden Schutzraum in der Nähe des Ortes des Gipfels 

geschaffen und mit dafür geeigneten Schutzvorkehrungen versehen, ist aus verfas-

sungsrechtlicher Sicht daher nicht zu beanstanden (BVerfG, a.a.O. Rn. 30).  

 

Der Antragsgegner hat in der angegriffenen Verfügung und insbesondere durch deren 

Konkretisierung in der Antragserwiderung vor dem Verwaltungsgericht auch konkret 
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dargelegt, dass mit Störungen des Gipfels zu rechnen sei und dass in einem solchen 

Fall bereits durch das Aufstellen der Versammlung auf der Rasen- bzw. Schotterfläche 

unmittelbar vor dem Sicherheitsbereich 1 Auswirkungen auf den Rettungs-, Evakuie-

rungs- und Protokollverkehr sowohl durch Teilnehmer als auch durch die zur Absiche-

rung nötigen Polizeikräfte zu befürchten seien. Selbst wenn man von der Versamm-

lung selbst keine Angriffe befürchte, so seien die Teilnehmer nicht in die Evakuierungs- 

und Notfallabläufe eingewiesen und würden diese innerhalb des Sicherheitsbereiches 

ggf. erheblich behindern. Hierzu sei insbesondere relevant, dass etwa Störungen aus 

dem Luftraum für wahrscheinlich erachtet würden. Die dann folgenden Maßnahmen 

seien zwischen den teilnehmenden Kräften abgestimmt und beinhalteten u.U. auch 

eine Evakuierung über die Mautstraße. Hierbei könnte es zu erheblichen Gefährdun-

gen für alle Beteiligten kommen, wenn von dem zuvor abgestimmten Konzept, das 

bereits durch intensive Kooperation seitens der Polizei gekennzeichnet sei, abgewi-

chen würde. Insofern werde auch auf die erheblichen Einschränkungen für die Gipfel-

teilnehmer hingewiesen, die bei einem Zutritt zum Sicherheitsbereich 1 von nicht be-

rechtigten Personen noch weiter erhöht werden müssten.  

 

Dieser plausiblen und nachvollziehbaren Gefahrenprognose ist der Antragsteller nicht 

substantiiert entgegengetreten. Insbesondere vermag der Senat nicht zu erkennen, 

wie das Verhalten der Versammlungsteilnehmer im Falle eines plötzlichen Zwischen-

falls so kontrolliert und gesteuert werden könnte, dass die Durchführung der Sicher-

heits- und Evakuierungskonzepte nicht unzumutbar beeinträchtigt würde und/oder an-

dere Gefahren für Leib und Leben von Menschen entstünden. Insofern und angesichts 

der überragenden Bedeutung der Schutzgüter des Lebens und der Gesundheit der 

Gipfelteilnehmer, sonstiger Personen aber auch der Versammlungsteilnehmer selbst 

(Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG), stellte bereits die bloße Anwesenheit der nicht in die Sicher-

heits-, Notfall und Evakuierungskonzepte eingewiesenen Versammlungsteilnehmer im 

Sicherheitsbereich 1 eine hinreichend konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung dar, selbst wenn von der Versammlung keine weiteren versammlungs-

typischen Gefahren ausgehen würden, denn mit zunehmendem Ausmaß des mögli-

chen Schadens gilt nach allgemeinen sicherheitsrechtlichen Grundsätzen ein abge-

senkter Grad der Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts (stRspr; vgl. z.B. BayVGH, 

B.v. 17.9.2015 – 10 CS 15.1435, 10 C 15.1434 – juris Rn. 21). 

 

Die mangelnde Kenntnis von den Sicherheits-, Notfall- und Evakuierungsplänen würde 

die Versammlungsteilnehmer innerhalb des Sicherheitsbereiches 1 objektiv zu einer 
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Gefahrenquelle und damit zu Störern machen. Ihre Fernhaltung aus diesem Bereich 

stellt damit kein Vorgehen gegen Nichtstörer dar, das nur unter den Voraussetzungen 

des polizeilichen Notstandes gerechtfertigt wäre (vgl. etwa BVerfG, B.v. 20.12.2012 – 

1 BvR 2794/10 – juris Rn. 17 m.w.N. zur ständigen Rechtsprechung). Denn Störer ist 

jede Person, die eine Gefahr verursacht (vgl. etwa Art. 7 Abs. 1 PAG), ohne dass es 

insofern auf ein Verschulden oder auch nur einen Handlungswillen ankommt (vgl. Lind-

ner in BeckOK PolR Bayern, Stand 1.3.2022, Art. 7 PAG Rn. 20 m.w.N.). In diesem 

Sinne würden die Versammlungsteilnehmer die Gefahr bereits durch das Betreten des 

Sicherheitsbereiches 1 verursachen und wären mithin Störer. Selbst wenn man dies 

anders sehen wollte, lägen nach Auffassung des Senats in der vorliegenden Konstel-

lation die Voraussetzungen des polizeilichen Notstands vor, da nicht erkennbar ist, wie 

der durch die bloße Anwesenheit von nicht im dargestellten Sinn eingeweihten Perso-

nen im Sicherheitsbereich 1 entstehende Gefahr auf eine Weise begegnet werden 

könnte, die sich im Hinblick auf die Versammlungsfreiheit auch nur ansatzweise als 

milderes Mittel im Vergleich zur verfügten Aufstellungsfläche außerhalb des Sicher-

heitsbereichs 1 darstellen würde. Dass die Versammlungsteilnehmer nicht in die Si-

cherheits-, Notfall- und Evakuierungspläne eingeweiht werden können, bedarf keiner 

weiteren Darlegung. 

 

bb) Die streitgegenständliche räumliche Beschränkung erweist sich bei der erforderli-

chen Abwägung des öffentlichen Interesses an der Abwehr konkreter Gefahren einer-

seits und der Versammlungsfreiheit andererseits auch als verhältnismäßig.  

 

Nr. A. 1. c. des streitbefangenen Bescheides stellt eine räumliche Beschränkung dar, 

weil der festgelegte Versammlungsort in einer Entfernung von circa 520 m zu dem 

Veranstaltungsort des Gipfels von den zuletzt von dem Antragsteller alternativ benann-

ten, näher zum Schloss Elmau gelegenen Versammlungsorten abweicht (s.o.) und im 

Vergleich mit jenen aufgrund der genannten Entfernungsunterschiede eine geringere 

Sicht- und Hörweite aufweist. Die Beschwerdeschrift zeigt allerdings nicht auf, dass 

der Antragsgegner der Versammlungsfreiheit des Antragstellers bei der Ausübung des 

Ermessens im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung nicht hinreichend Rechnung 

getragen hat.  

 

Sinn und Zweck der angegriffenen Beschränkung ist es, die von dem Antragsgegner 

im Eilverfahren vor dem Verwaltungsgericht sowie in der Beschwerdeerwiderung 
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nochmals genannten und bekräftigten Gefahren für die hohen und höchsten Schutz-

güter abzuwenden (s.o.).  

 

Die räumliche Beschränkung in Nr. A. 1. c. des streitbefangenen Bescheides ist ge-

eignet, das Ziel zu erreichen. Sie hat zur Folge, dass sich in dem engeren Sicherheits-

bereich 1 nur in die Evakuierungs- und Notfallpläne und deren abgestimmte Umset-

zung eingewiesene Personen aufhalten, die wissen, was im Ernstfall zu tun ist und 

keine Hindernisse für Hilfs- und Sicherheitskräfte bilden. Sie ist insofern auch erforder-

lich. Ein milderes, gleich effizientes Mittel ist weder dargetan noch ersichtlich. Dies gilt 

auch für die von dem Antragsteller alternativ genannten Orte. Die Versammlungsfrei-

heit gewährt kein Zutrittsrecht zu beliebigen Orten, sondern nur zu jenen Orten, die 

allgemeine öffentliche Foren beziehungsweise Orte der allgemeinen Kommunikation 

darstellen (s.o.). Einer der von dem Antragsteller zuletzt alternativ genannten Ver-

sammlungsorte steht nach dem unwidersprochen gebliebenen Vortrag des Antrags-

gegners im Eilrechtsschutzverfahren im (Allein-)Privateigentum eines nicht grund-

rechtsgebundenen Dritten und stellt auch im Übrigen keinen Ort der allgemeinen Kom-

munikation dar. Soweit der Antragsteller ein „Größtaufgebot an Polizeibeamten“ for-

dert, weil er dem Argument des Antragsgegners nicht folgen könne, die für bestimmte 

Aufgaben eingesetzten Polizeibeamten stünden nicht zur Verfügung, entkräftet er da-

mit weder das Argument der vor Ort begrenzten personellen Kapazitäten der Sicher-

heitskräfte noch das Argument in Bezug auf die fehlende Möglichkeit der abgestimm-

ten Umsetzung der Evakuierungs- und Notfallpläne im Ernstfall.  

 

Schließlich ist die räumliche Beschränkung in Nr. A. 1. c. des streitbefangenen Be-

scheides auch angemessen.  

 

So ist insbesondere die erforderliche Sichtweite der Versammlung zu dem Veranstal-

tungsort des Gipfels, mithin dem Objekt des Protestes, entgegen dem – nicht näher 

substantiierten – Einwand des Antragstellers, dass dies nicht der Fall sei, auch zur 

Überzeugung des Senats gewährleistet. Der festgelegte Versammlungsort befindet 

sich laut den vorgelegten Karten und Fotoaufnahmen in den Gerichts- und Behörden-

akten – und wie der Antragsteller selbst darlegt − auf einer Anhöhe und gibt den Blick 

auf den tiefer gelegenen Veranstaltungsort des Gipfels frei. Hindernisse, die den freien 

Blick auf Schloss Elmau unmöglich machen, sind nicht erkennbar und wurden vom 

Antragsteller lediglich behauptet („Fahrzeuge und Bäume“), nicht jedoch nachvollzieh-
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bar belegt. Dass Schloss Elmau von dem festgelegten Versammlungsort kaum zu er-

kennen ist und es sich auch um ein beliebiges Kloster handeln könnte, ist nicht plau-

sibel. Umgekehrt ist auch von Schloss Elmau aus der Versammlungsort zu sehen. 

Dass Versammlungsteilnehmer oder deren Transparente mit bloßem Auge nicht iden-

tifiziert oder gelesen werden können, wie der Antragsteller moniert, fällt mit Blick auf 

den gewünschten Beachtungserfolg nicht entscheidend ins Gewicht. Der Protest ge-

gen den Gipfel wird im vorliegenden Fall aufgrund der tatsächlichen Umstände ohne 

Weiteres hinreichend deutlich. Abgesehen davon hat der Antragsgegner unwiderspro-

chen vorgetragen, dass die Pressevertreter in dem in unmittelbarer Nähe des festge-

legten Aufstellungsortes befindlichen Pressezentrum die Proteste und Transparente 

wahrnehmen und darüber berichten können. Dass Pressevertreter die Versammlungs-

teilnehmer angeblich nicht mit dem Schloss Elmau im Hintergrund aufnehmen können, 

ist ebenfalls nicht ausschlaggebend. 

 

Gleiches gilt für die erforderliche Hörweite der Versammlung zu dem Veranstaltungsort 

des Gipfels. Zwar ist die Hörweite an dem festgelegten Versammlungsort gegenüber 

den von dem Antragsteller alternativ genannten Aufstellorten offensichtlich reduziert. 

Allerdings können sich die Versammlungsteilnehmer der angezeigten Kundgebungs-

mittel (Lautsprecher, Megaphone und sonstiger vergleichbarer Verstärkeranlagen) be-

dienen (vgl. Beschränkung Nr. A. 2. g.). Nach dem vom Antragsteller im Eilverfahren 

vor dem Verwaltungsgericht angegebenen Summenpegel von 95 dB(A) am festgeleg-

ten Versammlungsort ergibt sich seiner eigenen Berechnung nach an dem Ort der 

Veranstaltung des Gipfels immerhin noch ein Wert von 56 dB(A); er gesteht damit zu, 

dass die Versammlung gehört wird und der Protest vernehmlich ist. Außerdem ist nicht 

dargelegt und auch anderweitig nicht ersichtlich, warum die 50 Versammlungsteilneh-

merinnen und -teilnehmer die nach Nr. A. 2. g. des streitbefangenen Bescheides ma-

ximal zulässigen 85 dB(A) nicht erreichen können sollen, da die genannten Kundge-

bungsmittel auch zur Erhöhung der Lautstärke von Redebeiträgen eingesetzt werden 

können.  

 

Nicht durchdringen kann der Antragsteller mit dem Einwand, die Beschränkung in 

Nr. A. 1. c. des streitbefangenen Bescheides sei unangemessen, weil die Wahl des 

Veranstaltungsortes und das zugrundeliegende Sicherheitskonzept nicht erkennen lie-

ßen, dass auch das Anliegen der effektiven Durchführbarkeit von Demonstrationen 

eingeflossen sei. Die Wahl eines Veranstaltungsortes für eine staatliche Veranstaltung 
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als solche tangiert das Recht auf Versammlungsfreiheit nicht. Zudem hat der Antrags-

gegner, worauf er in der Beschwerdeerwiderung erneut hingewiesen hat, das Grund-

recht der Versammlungsfreiheit und einen Beachtungserfolg des Antragstellers mit der 

Durchführung einer Kundgebung im (äußeren) Sicherheitsbereich 2 sehr wohl aner-

kannt und sich gerade nicht auf die Sperrzone der auf Art. 7 Abs. 2 Nrn. 1 und 3 LStVG 

gestützten Allgemeinverfügung vom 13. Juni 2022 berufen. Darüber hinaus hat er 

auch bereits in dieser Allgemeinverfügung die durch Art. 8 Abs. 1 GG geschützten 

Interessen ausführlich in den Blick genommen (vgl. Antragsgegner, Bescheid v. 

13.6.2022, S. 33 ff.).  

 

Nach alledem ist die durch die räumliche Beschränkung in Nr. A. 1. c. des streitbefan-

genen Bescheides hervorgerufene Beeinträchtigung der Versammlung des Antragstel-

lers als eher gering einzustufen. Die Versammlung kann in Hör- und Sichtweite des 

Veranstaltungsortes des Gipfels stattfinden. Die Versammlung erzielt dabei, wie Hör- 

und Sichtweite indizieren, durchaus einen Beachtungserfolg (s.o.). Davon dass, wie 

der Antragsteller argumentiert, die vorgenommenen Beschränkung einem Versamm-

lungsverbot nahekommen soll, kann auch zur Überzeugung des Senats keine Rede 

sein. 

 

Dagegen wiegen die Gefahren für die genannten hohen und höchsten Schutzgüter 

schwer. Diese Gefahren entstehen, wie dargelegt dadurch, dass die Versammlungs-

teilnehmer sich im Sicherheitsbereich 1 aufhalten, aber nicht in die dort geltenden be-

sondere Evakuierungs- und Notfallpläne eingeweiht und daher auch nicht in deren ab-

gestimmte Umsetzung eingewiesen sind. Sollte der Ernstfall eintreten, wie er nachvoll-

ziehbar und schlüssig in der Stellungnahme des Bundeskriminalamtes beschrieben 

wird, realisieren sich diese Gefahren unmittelbar. Diese fachliche Bewertung hat der 

Antragsteller auch im Beschwerdeverfahren nicht substantiiert in Frage gestellt.  

 

Aus genannten Gründen muss daher das Grundrecht der Versammlungsfreiheit des 

Antragstellers zum Schutz der von dem Antragsgegner genannten Rechtsgüter und 

Interessen zurücktreten.  

 

Der Antragsgegner verweist in diesem Zusammenhang im Übrigen auch zu Recht auf 

das bisherige Verfahren, vor allem den Inhalt der geführten Kooperationsgespräche. 

Der Pflicht der Versammlungsbehörde zur Kooperation entspricht auf Veranstalters-

eite die Obliegenheit zur Kooperation. Dieser ist er nicht umfänglich nachgekommen. 
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Als der Antragsgegner unter Angabe von Gründen dem Antragsteller am 19. Juni 2022 

dargelegt hat, dass eine Verlegung des Versammlungsortes nicht möglich sei, hat der 

Antragsteller bei dieser Gelegenheit und auch in der Folge bis zum Erlass des streit-

befangenen Bescheides keine weiteren Einwände erhoben, sondern hat bis zuletzt zu 

anderen Themen weiter Kooperationsgespräche geführt (vgl. Antragsgegner, Be-

scheid v. 25.6.2022, S. 30 f.). Der Antragsteller ist dem aus dem streitbefangenen Be-

scheid (S. 30 u.) nachvollziehbaren Argument, er habe zuletzt bei den Kooperations-

gesprächen Einwänden der Antragsgegnerseite (Versammlungsbehörde) gegen eine 

Verlegung der Aufstellungsfläche in den Sicherheitsbereich 1 nichts mehr entgegen-

gesetzt, im Eilrechtsschutzverfahren nicht substantiiert entgegengetreten. 

 

c) Die vorstehenden Erwägungen gelten unabhängig davon, ob die Versammlung auf 

oder unmittelbar neben der Weggabelung ca. 200m südwestlich von der festgesetzten 

Versammlungsfläche stattfände. Insofern kommt es nicht mehr entscheidungserheb-

lich auf die Frage an, ob der Antragsgegner oder der Antragsteller auf diese Flächen 

Zugriff hätten oder ob naturschutzfachliche Belange ihrer Nutzung als Aufstellfläche 

entgegenstünden. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Der Streitwert war nach §§ 53 

Abs. 3 Nr. 2, 52 Nr. 2 GKG zu bestimmen. 

 
Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

 

 

Senftl                                              Dr. Singer                                         Dr. Wiedmann 
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